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Verhandlungsschrift Gemeindevertretungs-
sitzung vom 26.02.2026 
 

über die am Donnerstag, den 26.02.2026 um 19:30 Uhr, im Sitzungszimmer der Gemeinde 

Satteins stattgefundene 7. öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung. 

 

Beginn: 19:37 Uhr 

 

Anwesend:  

 

Gemeinsam für Satteins 

 

1. Bürgermeister Andreas Dobler 

2. Vizebürgermeister Gerhard Malin 

3. GR Corinna Amann 

4. GR Michael Koschat 

5. GR Christian Mündle 

6. GR Nadja Bischof 

7. GV Johannes Nöbl 

8. GV Michael Lampl 

9. GV Georg Mündle 

10. GV Heinrich Jussel 

11. GV Christian Metzler 

12. GV Silvia Dobler 

13. GV Eva Bahl - Marte 

14. GV Hubert Müller 

15. GV Christina Nasahl 

16. GV Martin Dünser 

17. GV Anna-Lena Dobler 

18. GV Lorenz Häusle 

19. GV Dolores Hosp 

20. GV Elias Hosp 

21. GV Paul Mündle (Ersatz) 

22. GV Peter Pöcheim (Ersatz) 

23. GV Hansjörg Steinwender (Ersatz) 

24. GV Heinz Hosp (Ersatz) 

 

 

Entschuldigt: GV Heike Montibeller – Perle, GV Harald König, GV Chiara Metzler, GR Flori-

an Schrei, GV Florian Frick (Ersatz), GV Margit Brunner – Gohm (Ersatz), GV Moritz Begle 

(Ersatz), GV Martin Lemmerer (Ersatz), GV Malin Jonas (Ersatz), GV Werner Dobler (Ersatz) 
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Schriftführer: 

Julian Kositz 

 

Auskunftsperson: 

Eduard Sönser (Tagesordnungspunkt 4)  

 

Im Sinne der besseren Lesbarkeit der Verhandlungsschrift werden keine Titel der anwesen-

den Personen angeführt. Weiters wird bei personenbezogenen Wörtern entweder die männ-

liche oder weibliche Form gewählt. Dies bedeutet keinesfalls eine Benachteiligung des je-

weils anderen Geschlechts. 

 

Zur öffentlichen Sitzung ist ein Zuhörer erschienen. 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Ladung sowie der 

Beschlussfähigkeit 

2. Bürgerfragestunde 

3. Genehmigung der Verhandlungsschrift über die Sitzung der Gemeindevertretung vom 

11.12.2025 

4. Kanalerneuung BA 11 Tillbühel 

5. Überlassungsvertrag KIBE Jagdberg 

6. Delegation (Mandat) an Bürgermeister nach Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

7. Erweiterter Tagesordnungspunkt: Antrag um Ausnahme vom Gesamtbebauungsplan 

hinsichtlich Überschreitung der Baunutzungszahl 

8. Berichte 

9. Allfälliges 

 

 

Erledigung: 

 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Ladung so-

wie der Beschlussfähigkeit 

 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Andreas Dobler, eröffnet um 19:37 Uhr die Sitzung, be-

grüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit 

der Gemeindevertretung fest. 

 

Anwesend sind 20 Gemeindevertreter und vier Ersatzmitglieder. 

 

Der Vorsitzende beantragt, Wassermeister Eduard Sönser als Auskunftsperson zu Tages-

ordnungspunkt 4 (Kanalerneuerung Tillbühel) zuzulassen. Es wird Eduard Sönser, Wasser-

meister, einstimmig als Auskunftsperson zu Tagesordnungspunkt 4 zugelassen.  

 

Der Vorsitzende beantragt weiters die Erweiterung der Tagesordnung zum Thema „Antrag 

um Ausnahme vom Gesamtbebauungsplan hinsichtlich Überschreitung der Baunutzungs-

zahl“ als TOP 7. Dieser Antrag auf Erweiterung wird einstimmig angenommen. 
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2. Bürgerfragestunde 

 

Es liegen keine Anfragen vor.  

 

 

3. Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 11. Dezember 2025 

 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass in der Verhandlungsschrift der 6. Sitzung der Ge-

meindevertretung Satteins vom 11. Dezember 2025 unter dem Punkt „Anwesend“ ein For-

malfehler unterlaufen ist: GV Dolores Hosp wurde versehentlich nicht angeführt; stattdes-

sen wurde GV Peter Pöcheim (Ersatz) angeführt. 

 

Gemäß § 47 Abs. 5 des Gemeindegesetzes, LGBl. Nr. 40/1985 idgF, wird die Berichtigung 

der Verhandlungsschrift beantragt. Die Gemeindevertretung beschließt die Berichtigung der 

Verhandlungsschrift der 6. Sitzung vom 11. Dezember 2025 dahingehend, dass unter dem 

Punkt „Anwesend“ GV Dolores Hosp eingetragen wird und GV Peter Pöcheim (Ersatz) ge-

löscht wird. 

 

Die Berichtigung wird einstimmig angenommen. Die Verhandlungsschrift gilt damit als ge-

nehmigt. 

 

 

4. Kanalerneuerung BA 11 Tillbühel 

 

Bgm. Andreas Dobler erklärt die Historie der gegenständlichen Thematik. Es wird der Aus-

bau der bestehenden Haltung M50010 sowie die Erneuerung der Haltung beabsichtigt. Wei-

ters wird der Schacht ausgebaut und erneuert. Die Gemeinde hat in den Jahren 2016/2017 

einen geförderten Kanalkataster erstellen lassen. Dabei wurde bei der bautechnischen Zu-

standsbewertung festgestellt, dass die Haltung des Mischwasserkanals M50010 eingestürzt 

ist und erneuert werden muss. Man habe damals entschieden, dass nicht der Gesamtab-

schnitt saniert wird, sondern nur der Teilabschnitt. 

 

Er zeigt anhand von Lagebildern die geplante Sanierung in Richtung ARA. Er betont, dass 

man den Abschnitt im Herbst 2025 und im Jänner 2026 nochmals befahren hat. Der zu er-

neuernde Kanal wird auf der gleichen Trasse sowie in der gleichen Tiefenlage ausgeführt. 

Die obere und untere Anschlusshöhe bleiben ebenfalls ident. Die geplanten Maßnahmen 

können aus wasserbaulicher Sicht als Instandhaltung gemäß § 50 WRG 1959 gesehen wer-

den; dies wurde mit der zuständigen Behörde abgeklärt. 

 

GV Hansjörg Steinwender (Ersatz) erkundigt sich, ob der andere Teil der Leitung in Rich-

tung ARA noch vollends intakt ist. Bgm. Dobler repliziert, dass die Schächte ebenfalls be-

fahren wurden, hierfür jedoch der Verbandssammler verantwortlich ist. Eine Dringlichkeit 

zur Erneuerung liege dort nicht vor. 

 

Die Ausschreibung für die Kanalerneuerung wurde von der Fa. Wasserplan aufgrund der 

Dringlichkeit auf Basis des Leistungsverzeichnisses der Firma Hilti & Jehle erstellt. Es wur-

den auch weitere Angebote eingeholt. Die Leistungsbeschreibung beinhaltet die Lieferungen 

und Baumeisterarbeiten für das oben genannte Projekt (Haltung M50010 und M50015) mit 

folgendem Umfang: Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Lieferung der Rohre, Gräben für 

Rohrleitungen, Schächte und Abdeckungen sowie Unterbauplanung. Die eingegangenen 

Angebote, welche der Gemeindevertretung präsentiert werden, wurden von der Fa. Was-

serplan geprüft. Bgm. Dobler beschreibt die einzelnen Kostenpunkte. Entsprechend dem 

Bundesvergabegesetz liegt der geschätzte Schwellenwert innerhalb einer Direktvergabe. 
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Auf Nachfrage von GV Lorenz Häusle erklärt Bgm. Dobler, dass sowohl die Baustellenein-

richtung als auch die Pumpe pauschalisiert sind. Ergänzend führt er aus, dass der ursprüng-

lich geplante Arbeitsbeginn am 2. März 2026 nicht eingehalten wird, der Beginn jedoch in 

10 bis 14 Tagen erfolgen soll. Als Zeitraum für die Fertigstellung ist die erste Maihälfte 

2026 vorgesehen. 

 

GV Hubert Müller fragt nach, ob ein Gesamtförderansuchen erstellt wurde, da nur ein Teil 

ausgeschrieben ist. Bgm. Dobler repliziert, dies sei in der Ausschreibung aufgelistet. Die 

Gesamtkostenschätzung beträgt 230.000 €, davon 200.000 € für Baukosten sowie ca. 

30.000 € für Baunebenkosten. Es gibt eine Bundesförderung (über die Kommunalkredit 

Public Consulting/KPC) sowie eine Landesförderung (Land Vorarlberg), die kombiniert wer-

den können. Die Fördersätze des Bundes betragen 10 %, jene des Landes 18 %. Diese sind 

für 2026 vorgesehen und können als fix angesehen werden. Bis wann eine Zusage erfolgt, 

kann nicht beantwortet werden; dies kann bis zu einem Jahr dauern. Die Fördermittel wer-

den in Form von Bauphasen- und Finanzierungszuschüssen ausbezahlt und können durch 

Vorlage von Rechnungsnachweisen angefordert werden. Bei kleinen Bauvorhaben erfolgt 

die Auszahlung als Investitionskostenzuschuss: Der erste Zuschuss kann nach Nachweis 

der Funktionsfähigkeit angefordert werden, der zweite Zuschuss wird nach der Endabrech-

nung ausbezahlt. Die Endabrechnungsunterlagen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstel-

lung einzureichen. Die genauen Prozentsätze hängen von der Projekt- und Gemeindegröße 

ab. 

 

Aufgrund des im Prüfbericht vom 26.02.2026 angeführten Sachverhaltes wurde seitens der 

Fa. Wasserplan die Vergabe der ausgeschriebenen Leistungen an den Best- und Billigstbie-

ter, die Firma Hilti & Jehle GmbH, zum angebotenen Gesamtpreis von 82.477,63 € exkl. 

Mehrwertsteuer vorgeschlagen. 

 

GV Johannes Nöbl fragt nach, ob eine Vorfinanzierung notwendig ist oder ob Einmalförde-

rungen gewährt werden. Bgm. Dobler repliziert, dass kleinere Beträge bislang (z. B. Augas-

se) in einer Tranche direkt ausbezahlt wurden. GV Lorenz Häusle betont, dass zunächst in 

die Vorfinanzierung gegangen wird; ca. 80 % werden üblicherweise rasch ausbezahlt, 20 % 

zum Schluss. GV Heinrich Jussel bemängelt, dass die Förderung nicht korrekt eingereicht 

wurde, da diese einen Maximalbetrag darstelle. Bgm. Dobler repliziert, dass generell größe-

re Abschnitte eingereicht wurden; ein zweites Mal könne nicht eingereicht werden, zudem 

seien Fristen zu beachten. GV Johannes Nöbl betont, dass, wenn der Inliner-Abschnitt nicht 

ausgeführt wird, dies begründet werden müsse. 

 

Vize-Bgm. Gerhard Malin rät, dass die Fa. Wasserplan eine Stellungnahme abgeben solle, 

ob die Förderung auch in Zukunft noch erhalten werden kann. Bgm. Dobler betont, dass in 

der Vergangenheit eher zu wenig angesucht wurde. GV Heinrich Jussel merkt an, dass die 

Angebote auf der Cloud zur Verfügung bereitgestellt werden hätten sollen. Auch GV Silvia 

Dobler betont, dass die Angebote von Interesse seien und bemängelt, dass diese nicht allen 

Gemeindevertretern über die Cloud bereitgestellt wurden. Bgm. Dobler repliziert diesbezüg-

lich, dass die Angebote erst kurz vor der Sitzung eingelangt sind. 

 

Der Bürgermeister hält abschließend fest, dass nach erfolgter Rodung keine Aufforstung 

mehr erfolgen wird. Dies wurde mit der BH Feldkirch als zuständiger Behörde vorab abge-

klärt. 
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Bürgermeister Andreas Dobler stellt den Antrag, nachfolgenden Beschluss zu fassen:  

 

Beschluss: 

„Die Gemeindevertretung beschließt die Vergabe der dringend erforderlichen Erneue-

rung der eingestürzten Kanalhaltung M50010 als Instandhaltungsmaßnahme gemäß 

§ 50 WRG 1959 in der Höhe von 82.477,63 € netto gemäß des in der Sitzung erläuterten 

Angebotes an den Bestbieter Hilti & Jehle laut Empfehlung der Fa. Wasserplan.“ 

 

Die Gemeindevertretung stimmt diesem Beschluss einstimmig zu. 

 

 

5. Überlassungsvertrag KIBE Jagdberg 

 

Der Bürgermeister erklärt, dass der Vertrag bereits in der 32. öffentlichen Sitzung am 

28.11.2024 behandelt bzw. vorbesprochen und sodann vertagt wurde. In der damaligen 

Sitzung stellte Bürgermeister Andreas Dobler klar, dass die Verantwortung für die bauliche 

Infrastruktur bei der Gemeinde verbleibt, währenddessen Einrichtungen und Gebrauchsge-

genstände über den KIBE-Gemeindeverband abgerechnet werden. 

 

GV Johannes Nöbl bemängelt, dass der gegenständliche Vertrag in der derzeitigen Form 

nicht genehmigungsfähig sei. Es fänden sich darin sprachliche Fehler, welche überarbeitet 

gehören. Zudem wird angemerkt, dass über inhaltliche Punkte diskutiert werden sollte, ins-

besondere über die zu überlassenden Überlassungsgegenstände. GV Johannes Nöbl betont 

weiters, dass die Haftungsfrage für die Gemeinde aus seiner Sicht nachteilig sei und für ihn 

nicht klar hervorgehe, ob es sich um einen Überlassungsvertrag oder doch um einen Miet-

vertrag handle. GV Heinrich Jussel fragt nach, ob Verträge der anderen Jagberg-Gemeinden 

zur Verfügung stehen. Bgm. Andreas Dobler merkt an, dass entsprechende Verträge vorlie-

gen und insbesondere die Punkte bezüglich Instandhaltung/Haftung einheitlich geregelt 

seien. Grundsätzlich sind die Verträge inhaltlich ident aufgebaut und wurden damals mit 

dem Vorarlberger Gemeindeverband (Mag. Daniel Peschl, Stellv. Geschäftsführer), mit RA 

Dr. Felix Graf sowie mit Edgar Palm und in weiterer Folge mit den anderen Jagdberg - Ge-

meinden abgestimmt.  

 

Es folgt eine inhaltliche Diskussion über das Ausmaß der Überlassung und darüber, inwie-

weit diese für die Gemeinde von Vorteil oder Nachteil ist. Aufgrund der bisherigen Ausfüh-

rungen schlägt Bürgermeister Andreas Dobler vor, den Tagesordnungspunkt erneut zu ver-

tagen. 

 

Bürgermeister Andreas Dobler stellt den Antrag, nachfolgenden Beschluss zu fassen: 

 

Beschluss: 

„Die Gemeindevertretung beschließt, den Tagesordnungspunkt 5, Überlassungsvertrag 

KIBE Jagdberg‘ zu vertagen.“ 

 

Die Gemeindevertretung stimmt diesem Antrag einstimmig zu. 

 

 

6. Delegation (Mandat) an Bürgermeister nach dem IFG 

 

Bgm. Dobler erklärt den Hintergrund der Anfrage. Bei der Gemeinde ist ein Antrag nach 

dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) eingelangt, mit dem eine Liste aller vergebenen Auf-

träge über 5.000 Euro im Zeitraum 01.01.–31.12.2025 begehrt wird. Gefordert werden 

Auftragnehmer, Auftragswert und Art des Vergabeverfahrens; bei Nichtverfügbarkeit ein-
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zelner Informationen ist eine Begründung zu liefern. Die Antwort hat fristgerecht per E-Mail 

zu erfolgen, bei (teilweiser) Verweigerung ist ein Bescheid gemäß § 11 IFG zu erlassen. 

Zuständig für die Informationserteilung ist jenes Organ, in dessen Wirkungsbereich die je-

weilige Anfrage fällt (Bürgermeister, Gemeindevorstand oder Gemeindevertretung). Eine 

Ermächtigung des Bürgermeisters durch die Gemeindevertretung gemäß § 50 Abs. 4 GG 

zur Informationserteilung nach dem IFG ist rechtlich zulässig und zweckmäßig. Es wird an-

geregt, eine entsprechende allgemeine Ermächtigung zu beschließen, um eine rasche und 

effiziente Vollziehung des IFG sicherzustellen. 

 

Bgm Dobler hält fest, dass dieses Thema auch in der Regio besprochen wurde. Die Ge-

meinden handhaben dies teils unterschiedlich bzw. differenziert. 

 

GV Lorenz Häusle betont, dass die Auskünfte zum Teil mit erheblichem Aufwand verbunden 

sein können. GV Johannes Nöbl bringt vor, dass man bei einer Ermächtigung zwar schneller 

reagieren kann, mit der Delegation jedoch auch das Haftungsrisiko auf den Bürgermeister 

übergeht. 

 

GV Lorenz Häusle stellt folgenden Antrag: 

„Über sämtliche IFG-Anfragen (sowohl positiv als auch negativ erledigte Anfragen) wird die 

Gemeindevertretung durch den Bürgermeister spätestens in der nächsten Gemeindevertre-

tungssitzung schriftlich in Kenntnis gesetzt.“ 

 

Bürgermeister Andreas Dobler stellt den Antrag, nachfolgenden Beschluss zu fassen: 

 

Beschluss: 

„Die Gemeindevertretung beschließt, den Bürgermeister gemäß § 50 Abs. 4 Gemeinde-

gesetz allgemein zu ermächtigen, im Namen der Gemeindevertretung Zugang zu den 

Informationen (Veröffentlichung) nach Maßgabe des IFG zu gewähren, mit der Vorgabe, 

dass der Bürgermeister über sämtliche Anfragen die Gemeindevertretung betreffend in 

der nächsten Sitzung zu berichten hat.“ 

 

Die Gemeindevertretung stimmt diesem Antrag einstimmig zu. 

 

 

7. Erweiterter Tagesordnungspunkt: Antrag um Ausnahme vom Gesamtbebau-

ungsplan hinsichtlich Überschreitung der Baunutzungszahl 

 

 

Der Obmann des Ausschusses für Raumplanung, Ortsbild und Verkehr, GV Johannes Nöbl 

erklärt den gegenständlichen Antrag ausführlich und fasst den Sachverhalt wie folgt zu-

sammen: 

 

Die Fa. EWT Tschann e.U. (Simon Tschann) plant die Errichtung eines Betriebsgebäudes 

(Lagerhalle samt Büro) auf der als Baufläche Mischgebiet ausgewiesenen Fläche der GST-

NR 1453, KG Satteins, und hat um die Erteilung einer Ausnahme vom Gesamtbebauungs-

plan der Gemeinde Satteins nach den eingebrachten Planunterlagen vom 20.01.2026 ange-

sucht. 

 

Die betreffende Liegenschaft mit der GST-NR 1453 ist im gültigen Flächenwidmungsplan 

teils als Baufläche-Mischgebiet (BM) und teils als Freifläche-Landwirtschaftsgebiet (FL) aus-

gewiesen. Die als Baufläche-Mischgebiet ausgewiesene Fläche ist der Bebauungszone BM 4 

des Gesamtbebauungsplans der Gemeinde Satteins zugewiesen. 
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In der Bebauungszone BM 4 sind die Höchstgeschosszahl (HGZ) mit 2,5 (2 OG + ½ UG), 

eine max. mittlere Gebäudehöhe mit 7,20 m und die max. Baunutzungszahl (BNZ) mit 50 

fixiert. Die Gesamtgeschossfläche (GGF) darf max. 500 m² betragen. 

 

Aus den vorliegenden Projektunterlagen ergeben sich für das geplante Bauvorhaben eine 

Geschosszahl von 2 (2 OG), eine Baunutzungszahl von 66,85 und eine mittlere Traufenhö-

he von 6,71 m auf. Die Gesamtgeschossfläche beträgt 368,12 m². Hinsichtlich der Über-

schreitung der max. erlaubten Baunutzungszahl (BNZ) von 50 auf 66,85 bedarf es einer 

Ausnahme vom Gesamtbebauungsplan der Gemeinde Satteins. 

 

Die max. erlaubte Traufenhöhe, die GGF sowie die HGZ werden eingehalten. 

 

Der Bau-, Wasser- und Kanalausschuss hat über dieses Ansuchen in der Sitzung vom 4. 

Februar 2026 beraten und einstimmig empfohlen, der Ausnahme vom Gesamtbebauungs-

plan hinsichtlich der Überschreitung der Baunutzungszahl (BNZ) von 50 auf 66,85 stattzu-

geben. 

 

Anmerkungen und Hinweis zu Zuständigkeit GVER: 

Der Gemeindevorstand kann auf Antrag des Grundeigentümers mit Bescheid Ausnahmen 

von auf der Grundlage der §§ 28 und 31 bis 34 ergangenen Verordnungen bewilligen, wenn 

sie den Zielen der von den Ausnahmen betroffenen Verordnungen, den im § 2 genannten 

Raumplanungszielen, einem Landesraumplan und dem räumlichen Entwicklungsplan nicht 

entgegenstehen. Die Bewilligung liegt im behördlichen Ermessen. Vor Erteilung der Bewilli-

gung sind die Nachbarn (§ 2 Baugesetz) zu hören. Den Nachbarn ist ein Stellungnahme-

recht eingeräumt, sie haben jedoch keine Parteistellung in diesem Verfahren. Die Behörde 

hat sich mit den Stellungnahmen amtswegig zu befassen und ihre Entscheidung unter Be-

achtung dieser Stellungnahmen entsprechend zu begründen. Die Anhörung der Nachbarn 

hat stattgefunden; es sind keine Stellungnahmen eingelangt. 

 

Abweichend von Abs. 2 ist gemäß § 35 Abs. 3 lit. a RPG für die Bewilligung von Ausnahmen 

die Gemeindevertretung zuständig, da im gegenständlichen Fall die festgelegte Baunut-

zungszahl um mehr als 25 % überschritten wird. 

 

GV Martin Dünser fragt nach, ob die geplante Ausnahme mit Auflagen verbunden ist. Hie-

rauf repliziert GV Johannes Nöbl, dass die Gemeinde in diesem Fall nicht Baubehörde ist, 

dies ist die Bezirkshauptmannschaft Feldkirch. Somit können die Gemeinde hier keine Auf-

lagen festlegen.  

 

Bürgermeister Andreas Dobler stellt den Antrag, nachfolgenden Beschluss zu fassen:  

 

Beschluss: 

„Die Gemeindevertretung der Gemeinde Satteins beschließt, der Fa. EWT Tschann e.U. 

(Simon Tschann) gemäß § 35 RPG eine Ausnahme vom Gesamtbebauungsplan der Gemein-

de Satteins zu bewilligen, und zwar hinsichtlich der Überschreitung der maximal zulässigen 

Baunutzungszahl (BNZ) von 50 auf 66,85 für das geplante Bauvorhaben auf der GST-NR 

1453, KG Satteins, entsprechend den eingereichten Planunterlagen vom 20.01.2026.“ 

 

Die Gemeindevertretung stimmt diesem Antrag einstimmig zu.   
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8. Berichte 

 

Bürgermeister Andreas Dobler berichtet: 

Bezüglich des Illwasserverbandes stehen in nächster Zeit weitere Termine an. Diese betref-

fen insbesondere die Abstimmung mit dem Illwasserverband sowie einen Termin mit dem 

beauftragten Rechtsanwalt, um die noch offenen Punkte zu klären und die Finalisierung des 

Kaufvertrages sowie des Dienstbarkeitsvertrages vorzubereiten. 

 

Weiters wird festgehalten, dass betreffend die ARA die ursprünglich vorgesehene Kreditver-

einbarung zwischenzeitlich zurückgezogen wurde. 

 

Der Vorarlberger Gemeindeverband kritisiert die überproportional steigenden Ausgaben der 

Gemeinden, insbesondere im Sozialfonds, und fordert eine strukturelle Neuregelung der 

Kostenverteilung mit dem Land. Bei ausbleibender Einigung wird ein Gemeinde-

Volksbegehren in Erwägung gezogen; Gespräche mit dem Land werden fortgesetzt, verfas-

sungsrechtliche Bedenken bleiben aufrecht. 

 

GR Corinna Amann berichtet: 

Am 2. Februar 2026 fand eine Sitzung des Umwelt- und Energieausschusses (UEM) ge-

meinsam mit E5 statt. Behandelt wurden unter anderem die Thematik der Bushaltestelle in 

der Augasse sowie die Zusage für das Projekt „Grün statt Asphalt“ bei der Volksschule, zu 

dem am 21. August 2026 ein Umsetzungsworkshop stattfinden wird. Zudem wurde ein 

Stimmungsbild der Ausschussmitglieder zum Rondo-Kraftwerk eingeholt. Der aktuelle 

Stand des Repair-Cafés sieht eine geplante Eröffnung im Herbst im Promontagegebäude 

vor. Weiters wurde über die bevorstehende Flurreinigung am 21. März 2026 sowie den 

Start des Fahrradwettbewerbs am 20. März 2026 informiert. Zum Thema Straßen- und 

Wegekonzept ist eine gemeinsame Sitzung mit dem Raumplanungsausschuss vorgesehen. 

Die Untergruppe Energie traf sich am 12. Februar 2026, die Untergruppe Biodiversität am 

10. März 2026. 

 

GR Michael Koschat berichtet: 

Am 6. Februar 2026 fand eine Obleute-Sitzung mit reger Beteiligung zahlreicher Vereins-

vertreter sowie Vertretern der Gemeinde statt. Im Mittelpunkt standen die Vorstellung von 

Kinderschutzkonzepten und das gemeinsame Ziel, dass alle Vereine, die mit Kindern arbei-

ten, künftig ein entsprechendes Konzeptblatt vorlegen. Zudem wurden vereinsübergreifen-

de Themen koordiniert. In den kommenden Monaten werden insbesondere die Vereinsför-

derung sowie die vorhandene Infrastruktur thematisiert, mit dem Ziel, diese fair und aus-

gewogen für alle Vereine und für das gesamte Dorf weiterzuentwickeln. 

 

GV Heinrich Jussel berichtet: 

Im Dezember 2025 besuchten Gemeindeverantwortliche ein Seminar zum neuen Elektrizi-

tätswirtschaftsgesetz (ElWG), dessen Auswirkungen auch Gemeinden betreffen – sowohl in 

positiver als auch in herausfordernder Hinsicht. Der Sozialtarif findet dabei teilweise auch 

bei kommunalen Energiegemeinschaften Anwendung. 

 

Am 4. Februar 2026 veranstaltete das Energieinstitut einen gut besuchten Infoabend zu 

den Themen Sanierung, Heizung, Photovoltaik, Lüftung und Finanzierung. Das präsentierte 

Veranstaltungsformat ermöglichte es den Teilnehmenden, sich gezielt zu den für sie rele-

vanten Themen zu informieren. 

 

Am 11. Februar 2026 wurde die interne Abschlusspräsentation des FH-Energieprojekts 

Satteins für die Gemeinde durchgeführt. Eine öffentliche Präsentation, etwa im Rahmen 
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eines Wirtschaftsfrühstücks oder bei den Betrieben, ist für den Herbst vorgesehen. 

Am 12. Februar 2026 fand eine Beratung zum Fernwärmekonzeptangebot von 

EQUANS/Gstach statt. Obwohl die Unterlagen zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlagen, 

wurden die zwei bis drei möglichen Varianten für die Gemeinde ausführlich diskutiert. 

 

GV Johannes Nöbl berichtet: 

Am 17. Dezember 2025 nahmen Vertreter der Gemeinde Satteins an einer Sitzung des Al-

pausschusses teil, die der Vorbereitung der Überführung der bisherigen Agrargemeinschaft 

nach dem Flurverfassungsgesetz in die neue Körperschaft öffentlichen Rechts nach dem 

Gemeindegutgesetz („Alp- und Augemeinschaft Satteins“) diente. 

 

Am 4. Februar 2026 fand eine Sitzung des Bau-, Wasser- und Kanalausschusses statt. 

Am 18. Februar 2026 wurde eine weitere Verhandlungsrunde zwischen Vertretern des Was-

serverbandes Ill-Walgau und der Gemeinde Satteins zur Neufassung und inhaltlichen Aus-

gestaltung eines Kaufvertrages sowie eines Dienstbarkeitsvertrages im Zusammenhang mit 

dem Hochwasserschutzprojekt im Gemeindegebiet von Satteins durchgeführt. 

 

Am 25. Februar 2026 erfolgte ein Ortsaugenschein bei einem Landwirtschaftsbetrieb in Alt-

stätten (CH) unter Beteiligung des Ausschusses für Raumplanung, Ortsbild und Verkehr 

sowie des Ausschusses für Bau, Wasser und Kanal. 

 

 

9. Allfälliges 

 

Die nächste Sitzung der Gemeindevertretung ist für den 23. April 2026 vorgesehen. 

 

GV Eva Bahl - Marte äußert die Ansicht, dass das Verbrennen von Funkenhexen nicht mehr 

zeitgemäß sei, und regt an, dieses Thema im Ausschuss für Vereine zu behandeln. 

 

GV Heinrich Jussel weist darauf hin, dass auf der Landesstraße Richtung Rankweil zum 

Schutz der Kröten eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h besteht, es jedoch bis-

lang nicht gelungen sei, im Dorfzentrum auf der Landesstraße ebenfalls eine entsprechende 

Temporeduktion zum Schutz der Kinder umzusetzen. Er hält eine 30-km/h-Beschränkung 

im Dorfzentrum für dringend erforderlich. 

 

GV Lorenz Häusle erkundigt sich, wann die nächste Ausgabe der Gemeindezeitung „Satt-

eins“ erscheint, und regt an, fixe Erscheinungstermine mit vier Ausgaben pro Jahr festzule-

gen. Zudem merkt er an, dass auch die Gemeindehomepage regelmäßig zu betreuen sei, 

und weist darauf hin, dass der Voranschlag derzeit noch nicht online verfügbar ist. 

 

Abschließend erinnert der Bürgermeister an den würdevollen Abschied des langjährigen 

Gebäudeverwalters Jürgen Mark am 21. Februar 2026. Zu seinem Gedenken wird eine 

Schweigeminute abgehalten. 

 

 

Schluss der Sitzung: 21:20 Uhr 

 
Genehmigt von: 

Schriftführer Julian Kositz 

Dieses Dokument ist elektronisch unterschrieben. 

 
Bürgermeister Andreas Dobler 

Dieses Dokument ist elektronisch unterschrieben. 


